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 U M W E L T B E R I C H T (Eigenes Geheft) 
 Mit den Anlagen  

- spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
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Die Gemeinde Dietersheim erlässt aufgrund 
 
 
-   § 2 Abs. 1, § 9, § 10 und § 13 des Baugesetzbuches (BauGB)  
 
-   Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO)  
 
-   Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO und 
 
-   der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO)  
 
 
den Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung Nr. 19 „Dorffeld  Dottenheim“ westlich der Hardt-
straße, südlich der bestehenden Bebauung an der Hauptstraße, nördlich des Feldweges Fl.Nr. 357 
sowie östlich von Fl.Nr. 368            a l s       S a t z u n g.  
 
 
Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans umfasst die Flurstücke Fl.Nr., 369 (Teilflä-
che), 370, 371, 372 und 373 (Teilfläche). 
 
 
 
 
 
 
 
 
A F E S T S E T Z U N G E N     D U R C H     P L A N Z E I C H E N 
 (siehe Plandarstellung) 
 
 
 
B F E S T S E T Z U N G E N     D U R C H     T E X T 
 
 
 
1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Schallschutz, Bauweise 

 
1.1 Zulässige Nutzungen 
 

Alle innerhalb eines allgemeinen Wohngebietes (WA) nach § 4 BauNVO zulässigen Nutzun-
gen sind möglich. Die ausnahmsweise zulässigen Tankstellen (§ 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO) sol-
len nicht zulässig sein.  

 
 
1.2 Maß der baulichen Nutzung 
 

Gemäß § 16 Abs. BauNVO definieren die vermassten Bauräume der Wohngebäude und die 
Bauräume der Garagen mit einer festgesetzten maximalen Grundfläche in Verbindung mit der 
festgesetzten Höhe der baulichen Anlagen und der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse das 
Maß der baulichen Nutzung.  

 In Verbindung mit der Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse sind gleichzeitig verbindliche 
maximale Wandhöhen (entspricht der Traufhöhe) und Firsthöhen festgesetzt. Als Wandhöhe 
wird die Höhe der Außenwand von der Oberkante des Fertigfußbodens (OK FF) bis zur Ver-
schneidung der Wand mit der Oberkante der Dachhaut festgelegt. 

 
 II   zwei Vollgeschosse:   max. Wandhöhe 6.0 m, max. Firsthöhe 8,0 m 
  I   ein Vollgeschoss:   max. Wandhöhe 3,3 m 
 Bei Ausbildung eines Flachdachs:  max. Wandhöhe 7,0 m, umlaufend 
 I   ein Vollgeschoss   Garagen/Nebengebäude mit max. 3 m Wandhöhe 
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 Die maximale Firsthöhe ist ebenso festgesetzt wie die max. Wandhöhe. Die Dachneigung ist 

freigestellt, darf aber nicht zu einer Überschreitung der festgesetzten Wandhöhe oder Firsthö-
he führen. Eine steilere Dachneigung ist bei Unterschreitung der Wandhöhe möglich.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Satteldach z-B. 22°, raumhoch ausgebaut             Satteldach z.B. 22 ° mit Kriechdach 
 
 
 In den Systemschnitten ist ebenfalls dargestellt, wie ein gemitteltes Einbeschreiben des Ge-

bäudes in das Gelände aussehen muss 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Flachdach, dreiseitige Attika mit Rinne        Flachdach mit umlaufender Attika 
 
 
 
1.3 Höhenlage, Anböschen, Stützmauern, Zäune 
 
 Jedes Gebäude ist in seiner Höhenlage gemittelt, bezogen auf den Verlauf des natürlichen 

Geländes einzuberechnen. Abweichungen davon sind zulässig, wenn die Festsetzungen nach  
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Fertigstellung der Erschließungsanlage zu Neigungen oder Höhenlagen führen, die dem Sinn 
der Planung zuwiderlaufen und unzumutbar sind. Als unzumutbar wird ein Gefälle von der Er-
schließungsanlage zur Garage oder zum Wohnhaus mit einer Neigung über 6 % festgelegt.  

 
Die Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses (OKFF EG) darf bei den Gebäuden, 
die nah an der Straße stehen (Westseiten der Straße) maximal 15 cm über der als Bezug die-
nenden Erschließungsstraße hinausreichen (siehe Skizze). Die Wohnhäuser die weiter abge-
rückt von der Straße stehen (Ostseite der Erschließungsstraße) können aufgrund der Topo-
graphie keinen Höhenbezug zur Erschließungsstraße erreichen.  
 
Ein Anböschen des Geländes an das Gebäude zur Bewältigung der Höhenunterschiede ist 
möglich. Stützmauern zu Nachbargrundstücken und zum öffentlichen Straßenraum sind nur 
dann zulässig, wenn Böschungen technisch nicht möglich sind. Die maximale Ansichtshöhe 
darf 0,6 m über dem angrenzenden anstehenden Gelände nicht überschreiten. Der Nachweis 
ist im Bauantrag durch erläuternde Schnitte zu erbringen. Die Höhenlage benachbarter Ge-
bäude im Hangbereich muss aufeinander abgestimmt werden.  
Darüberhinausgehende Böschungen und Stützmauern können ausnahmsweise gestattet wer-
den, wenn die Zustimmung des/der direkt betroffenen Nachbarn vorliegt und eine Planung des 
Geländes die städtebaulichen und gestalterischen Auswirkung aufzeigt. 
 
Zäune dürfen eine Gesamthöhe von 1,30 m einschl. Sockel aufweisen. Sockel sind bis max. 
0,20m zulässig. Freistehende Mauern und Gabionenwände als Einfriedung sind unzulässig. 
Für die Grundstücke, die an den Ausgleichsflächen A1 und A 2 angrenzen sind direkte Zu-
gänge über Tore, Türen o.ä. auf diese Flächen nicht zulässig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.4 Dachkonstruktion, Kniestock 
 
 Dem Bauwerber wird freigestellt, ob er einen abgeschlossenen Dachraum mit Decke über 

dem letzten Vollgeschoss und darüber liegendem warmen oder kalten Kriechspeicher ausfüh-
ren möchte, oder im oberen Geschoß ein raumhaltiges Dach (Bereich der Dachschräge über 
letztem Vollgeschoss gehört zum Raumvolumen der Wohnräume dazu). Der Einbau einer Ga-
lerieebene bei einem raumhaltigen Dach ist grundsätzlich möglich, darf aber nicht zu Abwei-
chungen bei der festgesetzten Firsthöhe führen. 

 
 Der Bau eines Kniestocks über der Decke des letzten zulässigen Vollgeschosses ist nicht 

zulässig (siehe Systemschnitte). 
 
 
1.5 Schallschutz 
 
 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§9 Abs1 Nr. 24 BauGB): 
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 Bei der Errichtung von Gebäuden sind bei Wohnnutzungen ab einem maßgeblichen Außen-

lärmpegel von La ≥ 61 dB(A) und bei Büronutzungen von La ≥ 66 dB(A) passive Maßnahmen 
zum Schutz gegen einwirkenden Lärm zu treffen (gem. DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, 
Ausgabe Juli 2016, Teil 1 „ Mindestanforderungen“ in Verbindung mit Änderung A1 der vorge-
nannten Norm, Entwurf vom Januar 2017, sowie Teil 2 „Rechnerische Nachweise zur Erfül-
lung der Anforderungen“). Die vom Ingenieurbüro IBAS, Bayreuth ermittelten maßgeblichen 
Außenlärmpegel sind zu beachten (siehe Anlage Schalltechnische Untersuchungen zum Be-
bauungsplan Nr. 19 „Dorffeld Dottenheim“, Karten 3.1 und 3.2) und stellen die Grundlage der 
zu treffenden Maßnahmen dar. 

 
 Verkehrslärm 

Bei Schlafräumen ab einem maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109 (16) (incl. Ände-
rung A1, Entwurf vom Januar 2017) von La ≥ 58 dB(A) zur Nachtzeit (entspricht einem Beur-
teilungspegel von nachts ≥ 45 dB(A) außen vor dem Fenster), sind schallgedämmte Lüftungs-
einrichtungen vorzusehen, wenn Alternativmaßnahmen (z.B. schallabgewandte Raumorientie-
rung oder zentrale Lüftungsanlage) nicht möglich sind. 
 

 Gewerbelärm 
An den im Bebauungsplan mit Planzeichen „Zickzacklinie“ dargestellten Bereichen, an denen 
Überschreitungen des für den Gewerbelärm geltenden Orientierungswerts gem. DIN 18005 für 
ein allgemeines Wohngebiet (WA) zur Nachtzeit zu erwarten sind, dürfen keine Schlafräume 
im Sinne der DIN 4109 bzw. öffenbare Fenster angeordnet werden. Hiervon kann ausnahms-
weise abgewichen werden, wenn 
- durch konkrete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z.B. hinterlüftete Glasfassaden, 

vorgelagerte Wintergärten, verglaste Loggien oder vergleichbare Schallschutzmaßnah-
men sichergestellt wird, dass vor den Fenstern der dahinter liegenden Schlafräume ein 
Beurteilungspegel von 40 dB(A) in der Nacht eingehalten wird, oder 

- die Wohnung so organisiert wird, dass nach Süden orientierte Schlafräume durch Fenster 
in anderen Fassadenseiten belüftet werden können und die Fenster der betroffenen 
Schlafräume nicht zu öffnen sind und ausschließlich der Belichtung dienen. 

 
 
1.6 Stellplätze, Garagen, Carports 
 

Grundsätzlich sind die Anforderungen der bayerischen Garagen- und Stellplatzverordnung 
(GaStellV) zu beachten. Danach müssen Einfamilienhäuser einen Stellplatz je Wohnung vor-
halten. Einliegerwohnungen sind als eigenständige Wohnungen zu berücksichtigen.  
Darüber hinaus wird festgesetzt, dass auf jedem Grundstück Stellplätze für bis zu 4 Fahrzeu-
ge vorzuhalten sind. Diese müssen sich innerhalb der mit rot gestrichelter Linie umrandeten 
Flächen befinden. Der Stauraum vor Garagen wird als Stellplatz anerkannt.  
 
 

1.7 Balkone, untergeordnete Vorbauten 
 
 Balkone, Vordächer und erdgeschossige Anbauten sind im Sinne des Art. 6 Abs.8 der Bayeri-

schen Bauordnung (BayBO) als untergeordnete Vorbauten zulässig und dürfen mit einer Tiefe 
von höchstens 1,5 m vor die Baugrenze vortreten. Andere vortretende Bauteile sind abwei-
chend von Art.6 Abs.8 BayBO nicht zulässig. 

 
 
1.8 Zisternen 
 

Zur Rückhaltung und Speicherung von unverschmutztem Oberflächenwasser sind geschlos-
sene Zisternen bzw. offene Rückhalteeinrichtungen zur Deckung des Gartenwasserbedarfes 
von mindestens 5 Kubikmetern zu errichten. Das Überlaufwasser ist in die Trennkanalisation 
einzuleiten. 
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2 Gestaltung ( i.V. mit Art. 81 BayBO ) 

 
2.1 Dachdeckung 
 

 Die Dachdeckung soll bei Satteldächern mit roten oder grauen Ziegeln erfolgen. Bei Flachdä-
chern ist eine extensive Begrünung vorzusehen. Die Verwendung von Blech als Dachde-
ckungsmaterial wird ausgeschlossen.  

 
 
2.2 Dachflächenfenster, Solar- und Photovoltaikelemente 
 

 Dachflächenfenster auch als Oberlichter, Lichtbänder oder sheds sind zulässig. Solar- oder 
Photovoltaikelemente auch in Kombination mit Dachflächenfenstern sind auch großflächig zu-
lässig, müssen jedoch in Ihrer Gestaltung aufeinander abgestimmt sein. Die Lage ist in den 
Ansichten darzustellen. Die Aufstellung von Solar-Paneelen auf einem Flachdach ist ebenfalls 
zulässig. 

 
 
2.3 Dachüberstand 
 

 Bei der Ausbildung von Flachdächern oder Dachterrassen, dürfen keine Überstände ausgebil-
det werden. Dachüberstände bei Satteldächern sind auf 50 cm an der Trauf- und 20 cm an der 
Giebelseite beschränkt.  

 
 
2.4 Fassaden 
 

Für das Erscheinungsbild des Gebietes unpassende Gestaltungsarten sind ausgeschlossen: 
 
- grobe Strukturputze 
- Balkone in alpenländischem Stil 
- Erker  
- grelle Farben – die Farbwahl ist der Gemeinde vor Ausführungsbeginn vorzulegen 

und muss freigegeben werden. 
- Krüppelwalmdach 
 
 

 
 
3.0 Grünordnerische Festsetzungen 

 

3.1 Ausgleichsmaßnahmen (gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

 

Den Eingriffsgrundstücken Fl.nr. 369, 370, 371, 372 und 373, jeweils Gemarkung Dottenheim, 

werden Ausgleichsmaßnahmen auf Teilflächen der Flurnummern 369 bis 371, Gmkg. Dotten-

heim zugeordnet.  

 Fläche A 1 und A 2 

Die Bodenfläche besteht aus drei Flächen, die sich im Süden 2.242m² und 1.041m² (Fläche A 

2) und Osten 1.090m² (Fläche A 1) an das Baugebiet gliedern. Die Flächen sind mit einer 

Pflanzensaatgutmischung, gemäß Pflanzenliste 3 einzusäen und dauerhaft zu unterhalten und 

zweimal pro Jahr, ab Mitte Juli und ab Ende September, abschnittsweise zu mähen, damit  

 

Säume mit Altgras und abgeblühten Pflanzen stehenbleiben. Diese sind im folgenden Frühjahr 

abzumähen. Das Schnittgut ist abzufahren. Dünge- und Pestizidanwendungen sind auf der 

gesamten Fläche ausgeschlossen. Die Fläche ist auf Dauer in ihrer Art und Beschaffenheit zu 

erhalten.  
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Fläche B 

Die Verkehrsbegleitgrünflächen bestehen aus vier Teilflächen (240m², 114m², 233m² und 

92m²). Die Flächen sind mit einer Pflanzensaatgutmischung, gemäß Pflanzenliste 5 einzusäen 

und dauerhaft zu unterhalten und mind. viermal pro Jahr, 1. Mahd ab Ende April, zu mähen. 

Das Schnittgut ist abzufahren. Dünge- und Pestizidanwendungen sind auf der gesamten Flä-

che ausgeschlossen. Die Fläche ist auf Dauer in ihrer Art und Beschaffenheit zu erhalten. 

 

 

3.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 

25 a BauGB) 

 

Auf den öffentlichen Grünflächen sind gemäß Plandarstellung punktuell Einzelbäume zu 

pflanzen. Die Pflanzenauswahl erfolgt gemäß Pflanzliste 1 (siehe Absatz C2.Hinweise durch 

Text) Die Pflanzgröße beträgt: Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm mit Ballen.  

Auf den öffentlichen Grünflächen sind gemäß Plandarstellung punktuell Einzelsträucher zu 

pflanzen. Die Pflanzenauswahl erfolgt gemäß Pflanzliste 2. Die Pflanzgröße beträgt:  Pflanz-

größe von 60-100cm, ohne Ballen.  

Die Gehölze sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und zu entwickeln. Ggfs. sind die Gehölze 

bei Schädigung und/ oder Krankheit zu ersetzen. Die Mindestgröße der Baumscheibe beträgt 

6m². 

Pro private Grundstücksfläche ist je ein Baum mit einer Mindestqualität von 16-18 cm Stamm-

umfang zu pflanzen (Arten siehe Pflanzliste 6). Die Gehölze sind dauerhaft zu erhalten, zu 

pflegen und zu entwickeln. 

 

Die Dachflächen von untergeordneten Gebäuden (Garagen, Carports etc.) sind vollständig mit 

einer vegetationsfähigen Substratschicht von mindestens 10cm (zuzüglich Dränschicht) ex-

tensiv zu begrünen. 

 

 

3.3 Gestaltung Lärmschutzwall  (gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

 

Im Bereich der südlichen Baugrenze des Baugebietes ist gemäß Plandarstellung ein Lärm-

schutzwall vorzusehen. Der Lärmschutzwall besteht aus Rohboden mit einer ca. 10cm dicken 

Oberbodenauflage. Die Fläche ist dauerhaft gemäß Festsetzung Fläche A 2 zu begrünen, zu 

pflegen und zu entwickeln. 

 

 

3.4 Zuordnungsfestsetzung nach § 9 (1a) BauGB – CEF- Maßnahme 1: 

Feldlerche-Wiesenschafstelze 

 

Den durch den Bebauungsplan zu erwartenden Beeinträchtigungen des Lebensraumes der 

Feldlerche und der Wiesenschafstelze werden naturschutzfachliche Maßnahmen auf dem 

Grundstück mit Flurnummer 2177, Gemarkung Altheim in einer Flächengröße von insgesamt 

4.000,0m² zugeordnet.  

 

Auf der Fläche sind vier mehrjährige Blühstreifen mit einer Breite von 10m und einer Fläche 

von je 1.000,0 m² zu entwickeln. Der Oberboden ist im Mittel 10cm abzuschieben und abzu-

fahren. Die Fläche ist mit einer Saatgutmischung für Blühstreifen (siehe Pflanzliste 4) anzusä-

en und einmal pro Jahr zwischen dem 01.10. und dem 28.02. zu mähen. Das Mahdgut ist ab-

zufahren. Jegliche Pflegearbeiten auf der Fläche selbst sind zwischen dem 01.03. und 30.09.  
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nicht zulässig. Die Ausbringung von Düngemitteln und Gülle sowie der Einsatz von Pflanzen-

schutzmitteln sind auf der Fläche untersagt. Die Fläche und die Bodenbeschaffenheit sind auf 

Dauer in ihrer Größe zu erhalten und zu entwickeln. 

 

 

3.5 Zuordnungsfestsetzung nach § 9 (1a) BauGB – CEF- Maßnahme 2:     

 Zauneidechse 

 

Den durch den Bebauungsplan zu erwartenden Beeinträchtigungen des Lebensraumes der 

Zauneidechse werden zwei naturschutzfachliche Maßnahmen auf den Grundstücken mit Flur-

nummer 369 und 370 Gemarkung Altheim in einer Flächengröße von insgesamt 100 m² zuge-

ordnet. Die Standorte sind im Bebauungsplan mit einem braunen Quadrat je 50 m² dargestellt. 

Unter fachlicher Begleitung und in Abstimmung mit der UNB ist das Anlegen von zwei Reptili-

enburgen, die der Aufnahme der abgesammelten Tiere dienen durchzuführen. Es sind je ein 

Haufen aus lockerem Substrat, aus steinigem Material und ein Totholz-stapel als künstlicher 

Eidechsenlebensraum herzustellen. Die Vegetationsflächen im Umfeld der Reptilienburgen 

werden jeweils im März je nach Witterungsverlauf gemäht. 

 

 

3.6 Vermeidungsmaßnahmen 

 

In Bereichen des Baugebietes, wo Nester bodenbrütender Vogelarten zu erwarten sind be-

steht eine zeitliche Befristung für die Baufeldräumung. Sie muss außerhalb der Eiablage- und 

Nestlingszeit in der Zeit vom 1. September bis zum 31. März liegen. 

Bei einer Baufeldräumung außerhalb der günstigen Zeit von Anfang April bis Ende August ist 

eine ökologische Baubegleitung notwendig. Vor Beginn von Erdbewegungen hat eine Fach-

kraft den Bereich, der abgeschoben werden soll auf Bodennester zu untersuchen. Bei Vor-

kommen einer Brut ist die weitere Vorgehensweise mit der UNB zu klären. 

Um vorkommende, überwinternde Zauneidechsen zu schützen, sind erforderliche Bodenarbei-

ten im Bereich potentieller Habitate (Böschungen entlang der Hardtstraße bzw. des Feldwe-

ges entlang der nördlichen Plangebietsgrenze) außerhalb der Überwinterungs- bzw. Eiablage-

zeit durchzuführen. Je nach Witterung ab Ende März bis Anfang Mail oder Mitte August bis 

Ende September. Die Erdarbeiten sind zügig durchzuführen, um der Entstehung von temporä-

ren Habitatflächen und einer Besiedlung derselben entgegenzuwirken. 
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C1 H I N W E I S E     D U R C H     P L A N Z E I C H E N 
 (siehe Plandarstellung) 
 
 
C2 H I N W E I S E   D U R C H   T E X T 
 

 
Fassadenbegrünung 
Der Einsatz von Kletterpflanzen wird empfohlen. Dies ist mit und ohne Spalier, mit Rankgittern 
oder Rankseilen, an Wohn- oder Nebengebäuden oder an Einfriedungen möglich.  

 
Abstände der Bepflanzung zu Versorgungsleitungen 
Zwischen Versorgungsleitungen und Baumstandorten ist gemäß DVGW Regelwerk, Arbeits-
blatt GW 125 ein Mindestabstand von 2,5 m einzuhalten. 

 
 Abstände zu landwirtschaftlichen Flächen 

Die Grenzabstände von Wohnbauflächen zu landwirtschaftlich genutzten Grundstücken sind 
entsprechend Art. 47 und 48 des Bayerischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch (BGB) zu beachten. 

 
 Abfallentsorgung 

Im Zuge der Baumaßnahme der Erschließung und der Errichtung der Wohn- und Nebenge-
bäude anfallende Abfälle sind einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. Bei gefährli-
chen Abfällen sind die Vorschriften der Nachweisverordnung (NachwV) zu beachten. 

 
 Schallschutz 

Die maßgeblichen resultierenden Außenlärmpegel La für die Tag- bzw. Nachtzeit sind in den 
Anlagen 3 der schalltechnischen Untersuchung, IBAS-Bericht Nr. 16.8884-b03a vom 
25.7.2019 dargestellt. 
 
Bei Neubau und Änderung von Gebäuden oder Nutzungen ist mit der Bauaufsichtsbe-
hörde die Erstellung und ggf. Vorlage eines Nachweises zum passiven Lärmschutz ab-
zustimmen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach außen abschließende Bauteile von schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen so auszuführen sind, dass sie den Anforderungen an die gesamten bewer-
teten Bau-Schalldämm-Maße R`w,ges gemäß DIN 4109(16) (incl. Änderung A1, Entwurf vom 
Januar 2017) erfüllen. Mindestens einzuhalten ist: R`w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, Unterrichts- und Büroräume und 
Ähnliches. 
Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R`w,ges sind in Abhängigkeit 
vom Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche eines Raumes Ss zur 
Grundfläche des Raumes Sg mit dem Korrekturwert Kal zu korrigieren. 

 
 Versiegelung von Stellplätzen 

Parkplätze und sonstige Stellflächen, auf denen nicht mit Verunreinigungen zur rechnen ist, 
sollen wasserdurchlässig befestigt werden. 

 
Hinweis zum Bodenmanagement 
Die Grundsätze des schonenden und sparsamen Umgangs mit Boden (§ 4 BBodSchG) sind 
zu berücksichtigen. Bodeneingriffe sind auf das notwendige Maß zu reduzieren. Der im Zuge 
der Baumaßnahmen anfallende Erdaushub ist möglichst im Plangebiet zu verwerten. Boden-
versiegelungen sind auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. Ein Bodenmanage-
mentkonzept ist sinnvoll, um Oberboden, kulturfähigen Unterboden und Aushub sinnvoll wie-
derzuverwerten und nicht beanspruchten Boden zu schonen. 
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen im Zuge der Bodenarbeiten und 
damit zur Vermeidung eines zusätzlichen Ausgleichsbedarfs ist bei der Maßnahme/im Rah-
men der Baumaßnahmen ein fachgerechter und gesetzeskonformer Umgang mit dem Boden 
notwendig und nachzuweisen (u. a. Einhaltung der DIN 19731 und DIN 18915). 
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Bodendenkmalpflege 
Im Planungsgebiet sind bodendenkmalpflegerische Belange zu berücksichtigen. Alle am Bau 
beteiligten sollen darauf hingewiesen werden, dass für eventuell zu Tage tretende Baudenk-
mäler eine Meldepflicht beim Landesamt für Denkmalpflege oder der unteren Naturschutzbe-
hörde gem. Art. 8 Abs 1-2 Ba DschG besteht. 
 
Aushubarbeiten 
Sollten bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist un-
verzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichti-
gen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG). 
 
Eventuell stillgelegte, alte Leitungen 
Eventuell stillgelegte Versorgungseinrichtungen sind in den Plänen nicht dargestellt, können in 
der Örtlichkeit jedoch vorhanden sein. Der Gemeinde Dietersheim lagen zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bebauungsplanes keine Unterlagen zu stillgelegten Leitungen vor. 
Es ist sicher zu stellen, dass eventuell vorhandene Ver- und Entsorgungsleitungen aus an-
grenzenden, landwirtschaftlichen Nutzflächen (z.B. Drainagerohre) in ihrer Funktion erhalten 
bleiben. 
 
 
Hinweise zum zeitlichen Bezug sowie zur Darstellung und Pflege der naturschutzfachlichen 
Maßnahmen  
Der Gesetzgeber fordert bei der Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen eine zeitnahe bzw. 
zeitgleiche Umsetzung gegenüber den zu erwartenden Eingriffen in Natur und Landschaft. Die 
naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sind daher im gleichen Jahr des Baubeginnes 
herzustellen.  
Die Umsetzung der CEF- Maßnahmen 1 und 2 muss vor dem Eintreten des Eingriffes er-
folgen, sodass sie zum Zeitpunkt des Eingriffes bereits wirksam ist. Eine unmittelbare 
Umsetzung nach Satzungsbeschluss ist anzustreben.  
Die Ausführung und Überwachung (Monitoring) naturschutzrechtlicher Ausgleichsmaßnahmen 
obliegt der Satzungsgeberin. Die Ausgleichsflächen sind unverzüglich mit Rechtskraft der Sat-
zung an das Bayerische Ökoflächenkataster zu melden. Die Gemeinde übermittelt hierzu die 
nötigen Daten nach Art. 9 BayNatSchG an das Bayerische Landesamt für Umwelt (Dienststel-
le Hof, 95030 Hof/Saale). 
Bei Gehölzpflanzungen sind die Grenzabstände gemäß dem Gesetz zur Ausführung des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (AGBGB, §43-54) einzuhalten. 
 
Hinweise zum Bodenschutz und unterirdischer Ver- und Entsorgungsleitungen 
Die Grundsätze des schonenden und sparsamen Umgangs mit Boden (§ 4 BBodSchG) sind 
zu berücksichtigen. Bodeneingriffe sind auf das notwendige Maß zu reduzieren. Der im Zuge 
der Baumaßnahmen anfallende Erdaushub ist möglichst im Plangebiet zu verwerten. Boden-
versiegelungen sind auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. Ein Bodenmanage-
mentkonzept ist sinnvoll, um Oberboden, kulturfähigen Unterboden und Aushub sinnvoll wie-
derzuverwerten und nicht beanspruchten Boden zu schonen. 
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen im Zuge der Bodenarbeiten und 
damit zur Vermeidung eines zusätzlichen Ausgleichsbedarfs ist bei der Maßnahme/im Rah-
men der Baumaßnahmen ein fachgerechter und gesetzeskonformer Umgang mit dem Boden 
notwendig und nachzuweisen (u. a. Einhaltung der DIN 19731 und DIN 18915). 
Es ist sicher zu stellen, dass eventuell vorhandene Ver- und Entsorgungsleitungen aus an-
grenzenden, landwirtschaftlichen Nutzflächen (z.B. Drainagerohre) in ihrer Funktion erhalten 
bleiben. 
Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler sind gemäß Art. 8. Abs. 1-2 DSchG an das Bay-
erische Landesamt für Denkmalpflege zu melden. 

 
 Hinweise zu Freiflächen und nicht überbaubaren Grundstücksflächen 

Die Beläge von untergeordneten privaten und öffentlichen Flächen, wie Parkplätze, Zufahrten 
zu Garagen, Stellflächen unter Carports sind mit versickerungsfähigen Belägen mit einem Ab-
flussbeiwert von max. 0,6 auszuführen.  
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Oberflächen bzw. Bebauung Abflussbeiwert 

Holzelement, Flachdächer 0,50 bis 0,70 

Asphaltstraßen und - fußwege 0,85 bis 0,90 

Pflaster 0,75 bis 0,85 

Reihenpflaster ( Rasenpflaster) 0,25 bis 0,60 

Schotterstraßen und Kleinpflaster (offene 
Fugen) 

0,25 bis 0,60 

Kieswege 0,15 bis 0,30 

Unbefestigte Flächen  0,10 bis 0,20 

Park- und Gartenflächen 0,05 bis 0,10 

 
 
Pflanzlisten 
Die Pflanzenarten gelten als Vorschläge für die grünordnerischen Maßnahmen.  
Die Verwendung von Saatgutmischungen anderer Hersteller ist möglich. Die angegebene Be-
zugsadresse dient der Orientierung und soll die Vergleichbarkeit mit Produkten anderer Her-
steller ermöglichen. 
 
Pflanzliste 1, Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm 
Malus in Sorten    Apfel 
Prunus in Sorten   Kirsche 
Pyrus in Sorten    Birne 
Sorbus aucuparia, in Sorten  Eberesche 
Tilia in Sorten    Linde 
 
 

Pflanzliste 2, Pflanzqualität: Sträucher 2xv, 60- 100 cm 
Cornus sanguinea    Roter Hartriegel 
Coryllus avellana   Haselnuss 
Crataegus monogyna   Weißdorn (Dornengehölz) 
Euonymus europaeus    Pfaffenhütchen 
Prunus spinosa    Schlehe (Dornengehölz) 
Rosa canina    Hunds-Rose (Dornengehölz) 
Rosa glauca    Hecht- Rose (Dornengehölz) 
Rosa pimpinellifolia   Bibernell- Rose (Dornengehölz) 
Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 
 
 

Pflanzliste 3 – Saatgutmischung  
z.B. Rieger-Hofmann GmbH, 74572 Blaufelden-Raboldshausen 
Mischung Nr. 01 Blumenwiese, Anteil Gräser 50%, Kräuter/Blumen 50% 
 
 

Pflanzliste 4 – Saatgutmischung Blühstreifen (CEF- Maßnahme) 
z.B. Rieger-Hofmann GmbH, 74572 Blaufelden-Raboldshausen 
Mischung Rezeptur Nr.134956 Blühstreifen für Feldlerche 
 
 

Pflanzliste 5 
Öffentliche Grünflächen m. Zweckbestimmung Verkehrsbegleitgrün  
z.B. Rieger-Hofmann GmbH, 74572 Blaufelden-Raboldshausen 
Mischung 14 Verkehrsinselmischung, Anteil Gräser 50%, Kräuter/Blumen 50% 
 
 

Pflanzliste 6 – Privatgrundstücke Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm 
Crataegus laevigata 'Paul's Scarlet' Rot- Dorn  
Malus in Sorten    Apfel 
Prunus in Sorten   Kirsche 
Pyrus in Sorten    Birne 
Sorbus aria    Mehlbeere 
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D     V E R F A H R E N S V E R M E R K E  
 
1. Aufstellungsvermerk 
 
Die Gemeinde Dietersheim hat mit Gemeinderatsbeschluss vom ..................... die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 19 „Dorffeld Dottenheim“ beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am .......................ortsüblich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB). 
 
 
2. Vermerk über die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 
Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) erfolgte während der allgemeinen 
Dienststunden vom ......................... im Rathaus Dietersheim. Im Mitteilungsblatt Nr. ........... wurde auf 
die Unterrichtung der Öffentlichkeit und die Darstellung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung hingewiesen. 
 
 
3. Vermerk über die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 
Die Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden nach §§ 4 Abs. 1 und 2 Abs. 2 BauGB erfolgte 
in der Zeit vom                 bis                 . 
 
Die Anhörung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde 
in der Zeit vom              bis           durchgeführt. Die Benachrichtigung über die öffentliche Auslegung 
erfolgte mit Schreiben vom                 . 
 
 
4. Vermerk über die öffentliche Auslegung 
 
Die öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) erfolgte in der Zeit von ........... bis............... im Rathaus 
Dietersheim, Hauptstraße 7, 91463 Dietersheim während der allgemeinen Dienststunden; sie wurde 
am.....................im Mitteilungsblatt öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
5. Vermerk über die Billigung des Bebauungsplanentwurfes 
 
Der Gemeinderat hat den Bebauungsplanentwurf in der Sitzung vom                   gebilligt. 
 
 
6. Vermerk über den Satzungsbeschluss 
 
Der Gemeinderat Dietersheim hat mit Beschluss vom                       den Bebauungsplan in der Fas-
sung vom            bestehend aus Textteil einschließlich Begründung und Plan mit integriertem Grün-
ordnungsplan und Umweltbericht gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
 
5. Vermerk über die Rechtsverbindlichkeit 
 
Der Bebauungsplan wurde mit Begründung ab dem            gem. § 10 BauGB öffentlich ausgelegt. Die 
Auslegung ist durch Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Gemeinde Dietersheim bekannt gemacht 
worden. 
 
Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan ist damit nach § 10 Abs. 3 BauGB rechtsver-
bindlich. 
 
 
Dietersheim, den ....................................................................................................................... 

 
Christensen 
1 Bürgermeister 
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1. Rahmenbedingungen der Planung 

 
1.1 Anlass der Aufstellung 
 

Die ursprüngliche Flächenausweisung des Bereichs Dorffeld in Dottenheim stammt aus der 

3.Änderung des Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 1999, in der erstmals eine Wohnbau-

fläche südlich der Ortsmitte ausgewiesen wurde. Entlang der Hardtstraße wurde ein Misch-

gebiet (MI) dargestellt, woran die Darstellung zweier Gewerbeeinheiten anknüpfte. 

In der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes (Rechtskraft seit 2018 Az 43-6026-FNP-

2016-1)) wurde die vorhandene Konfliktsituation mit einem deutlich vergrößerten, aber nicht 

genehmigten Speditionsunternehmen samt Wohnhaus des Eigentümers berücksichtigt und 

eine Grünfläche, die bei Bedarf auch als Wall ausgebildet werden könnte, vorgesehen. Um 

das Immissionsproblem nicht zu verschärfen, blieb die Darstellung Mischgebiet entlang der 

Hardtstraße erhalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Rechtskräftiger Stand ab der 3. Änderung von 1999 bis 2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschnitt der 7.Änderung des FNP 
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Entscheidend für die Beibehaltung der Wohnbaufläche in der 7.Änderung des Flächennut-
zungsplanes war die Feststellung, dass neben dem Dorffeld in Dottenheim kaum noch ge-
eignete Wohnflächen in den Kernorten zu finden sind.  
Im Anschluss an die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes setzte sich die Gemeinde Die-
tersheim die Entwicklung von neuen Wohnbauflächen zum Ziel, da sich im Besitz der Ge-
meinde nur noch sehr wenige Flächen befanden und verfügbarer Wohnraum als Grundpfei-
ler der Gemeindeentwicklung gesehen wird. 

 
 
1.2 Lage im Raum 
 
 Das Planungsgebiet liegt in  

▪ Region 8, Westmittelfranken 
▪ Landkreis Neustadt Aisch / Bad Windsheim 
▪ Gemeinde Dietersheim 
▪ Gemarkung Dottenheim 
 
 

1.3 Ziele der Raumordnung 
 
LEP 1.2.1 Abs. 2 (Ziel) Demographischer Wandel 
Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, 
insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwicklung, zu beachten.  
LEP 3.2 (Ziel) Innenentwicklung vor Außenentwicklung  
In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst 
vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht 
zur Verfügung stehen. 
 
Hierzu fanden im Zuge der 7.Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Dieters-
heim aus dem Jahr 2017 eine ausführliche Bestandsanalyse statt, die auch eine ausführliche 
Leerstandsermittlung in allen Ortsteilen einschloss. Unter E2.1 wird auf die Berücksichtigung 
und Umsetzung der damaligen Ermittlungen eingegangen.  
 
 

1.4 Geltungsbereich 
 

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Fl.Nr., 369 (Teilfläche), 370, 371, 372 und 373 
(Teilfläche). Ein zweiter Bauabschnitt im Bereich der Flurnummern 369 (Teilfläche), 368 und 
367 wurde in der vorliegenden Planung angedacht. Seine Realisierung ist momentan noch 
nicht abzusehen. 

 
 
1.5 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
 

Der vorliegende Bebauungsplan entwickelt sich im Wesentlichen aus dem Flächennutzungs-
plan der Gemeinde Dietersheim. In der 7. Änderung im Jahr 2017 wurde das nun zur Realisie-
rung anstehende Baugebiet hinsichtlich aller relevanten Planungsaspekte (Geruchsemissio-
nen, Schallschutz, Potenziale der Innenentwicklung) überprüft und von allen Trägern öffentli-
cher Belange als umsetzbar eingestuft. Die nun vorliegende Planung entwickelt sich nicht voll-
ständig aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan, da damals für den östlichen Teil des 
Geltungsbereichs (Fl.Nr. 371 und 372) die bestehende Darstellung Mischgebiet (MI) beibehal-
ten wurde. In der 7.Änderung setzte sich die Gemeinde Dietersheim bereits intensiv mit dem 
Thema Schallschutz im Planungsgebiet auseinander, es fehlte jedoch noch die konkrete Vor-
stellung, welchen Charakter das Planungsgebiet erhalten solle.  
 
Der nun vorliegende Bebauungsplanentwurf macht eine Anpassung des Flächennutzungspla-
nes notwendig, da durchgängig ein allgemeines Wohngebiet (WA) entwickelt werden soll. In 
der 8. Änderung im Parallelverfahren muss der östliche Teilbereich der Planungsgebietes von 
einem Mischgebiet MI zu einem Allgemeinen Wohngebiet WA umgewandelt werden. Das bei- 
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liegende Schallschutzgutachten des Ingenieurbüros IBAS, Bayreuth (Bericht Nr. 16.8884-
b03a) weist die Einhaltung der zulässigen Grenzwerte nach. 
 
 

1.6 Bestand  
 

Die vorliegende Planung nutzt eine der wenigen Flächen im Verbund von Siedlungsflächen in 
allen Ortsteilen von Dietersheim, die für Entwicklung eine Neubaugebietes zur Verfügung 
steht. Die westliche Begrenzung entsteht durch die Hardtstraße, im Norden grenzt das Bau-
gebiet an den Siedlungsbestand des Dorfkerns von Dottenheim, Im Westen bilden Nebenge-
bäude einer ehemaligen landwirtschaftlichen Nutzung die Begrenzung der Siedlungsfläche, im 
Südwesten begrenzen landwirtschaftliche Flächen das Baugebiet, im Südosten ein kleiner 
Gewerbebetrieb, das Wohnhaus eines Firmeninhabers sowie eine Freifläche, die als Stellplatz 
für LKW`s genutzt wird.  
Das Gelände steigt von 305 m bis auf 311,5 m ü. N.N. relativ gleichmäßig nach Südwesten 
an. 
An der Hardtstraße befinden sich zwei ehemalige Erdkeller, die nach den vorliegenden Infor-
mationen bis zu ca. 15 m tief in das Gelände reichten. Sie sind zum großen Teil verschüttet. 
Gleichzeitig befinden sich hier auch die beiden zu erhaltenden Laubbäume. Bei den Erdarbei-
tend er angrenzenden Wohngebäude ist dieser Umstand zu berücksichtigen. 
 
 

1.7 Ver- und Entsorgung 
 

Wasser und Abwasser 
Das Baugebiet wird im Trennsystem entwässert, eine Regenrückhaltung wird im Zuge der 
weiteren Planung auf Fl.Nr. 1518 durch das beauftragte Ingenieurbüro Finster, Baudenbach 
geplant und nachgewiesen. 
Die Wasserversorgung erfolgt über die Fernwasserversorgung Franken. 
 
Strom 
Das Stromnetz wird vom Unternehmen e-nergie vorgehalten, die Versorgung mit Strom bleibt 
jedem zukünftigen Haushalt selbst überlassen. 

 
Gas 
Die Möglichkeit des Anschlusses ist nicht gegeben. 
 

 Abfallentsorgung 
Das Planungsgebiet ist durch Müllfahrzeuge befahrbar, es wurden zwei Wendehämmer mit 
ausreichender Größe für das Wenden eines Müllfahrzeuges vorgesehen. 

 
 
1.8 Altlasten 
 
 Das Planungsgebiet ist bislang intensiv landwirtschaftlich genutzt. Altablagerungen sind in 

diesem Bereich nicht bekannt.  
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2. Planungskonzept 

 
2.1 Städtebauliche Ziele der Gemeinde Dietersheim 
 

Die bauliche Entwicklung der Gemeinde Dietersheim in den nächsten 10 bis 15 Jahren wurde 
in der grundlegenden 7.Änderung des Flächennutzungsplanes im Jahr 2017 dargelegt. Eine 
der wenigen geeigneten Bauflächen war schon seit der 3. Änderung des Flächennutzungspla-
nes im Jahr 1999 auf dem Dorffeld in Dottenheim verortet worden. Diese Baufläche soll nun 
umgesetzt werden. 
In der 7.Änderung des Flächennutzungsplanes wurde klar herausgearbeitet, dass der Bevöl-
kerungszuwachs der Gemeinde Dietersheim in den letzten 10 Jahren sehr moderat verlief und 
sich deshalb die im Flächennutzungsplan dargestellten Entwicklungen die bisherige moderate 
Entwicklung fortsetzt. Neben dieser geringen Bedarfsprognose stellte sich heraus, dass aus 
Gründen des Landschafts- und Naturschutzes und bei Erhalt der prägenden Ortsbilder keine 
darüber hinaus gehende bauliche Entwicklung möglich ist. 
Als Ergebnis wurden folgende Eckdaten für die Gemeinde Dietersheim (mit allen Ortsteilen) 
festgehalten:  
 
Entwicklungsbedarf:            0 ha 
Auflockerungsbedarf bei einer Belegungsdichte von 2.2 -> 1,4 Be/WE   5,5 ha 
Ersatzbedarf:             0 ha 
Bauflächenreserven        4,4 ha 

Neuausweisungsbedarf an Wohnbauflächen     1,1 ha 
 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich die wesentliche, im Bereich der Gemeinde Dot-
tenheim ermittelte Bauflächenreserve. Da die Fläche bereits in früheren Ständen des Flä-
chennutzungsplanes als Bauerwartungsland geführt wurde, ging sie in die statistischen Erhe-
bungen der 7.Änderung 2017 als Bauflächenreserve ein. Mit der vorliegenden Nettobaufläche 
von 1,69 ha ist der Ansatz der zur Verfügung stehenden ausgewiesenen Bauflächen von 1,67 
ha aufgebraucht. 

 
 
2.2 Städtebauliche Struktur des Bebauungsplankonzeptes 
 

Erschließung 
 
Die Erschließung des Planungsgebietes erfolgt über die Hardtstraße und verfolgt die Trasse 
des bereits bestehenden Feldweges entlang der Rückseiten der Höfe an der Dottenheimer 
Hauptstraße. Von dieser nach Westen verlaufenden Straße zweigen im ersten Bauabschnitt 
zwei Wohnstraßen ab, die jeweils in einem platzartigen Wendehammer mit großem Baum als 
Mittelpunkt enden. 
Besonderer Wert wird auf die fußläufige Vernetzung der Wohnwege untereinander und zum 
südlichen Abschnitt der Hardtstraße mit Bushaltepunkt gelegt. 
Bis auf die etwas geschwungen verlaufende Haupterschließung auf der Trasse des Feldwe-
ges ergibt sich eine sehr regelmäßige Anordnung der Haupt- und Nebengebäude, was zu ei-
ner sehr wirtschaftlichen Ausnutzung der Fläche beiträgt ohne dabei auf die platzartigen Auf-
weitungen der Wohnstiche zu verzichten.  
Eine stärker dem Gelände folgende Erschließung würde zu einer deutlich schlechteren Aus-
nutzung führen und damit das Gebot des Flächensparens außer Acht lassen. 
 
 
Grünflächen 
 
Die Grünflächen gliedern sich in 3 Bereiche: das Straßenbegleitgrün an der Haupterschlie-
ßungsstraße, das trotz der beengten Situation den Charakter eines Angers vermitteln soll. Es 
werden einige Baumstandorte vorgesehen, die die Zufahrt zum Baugebiet prägen. 
Die Zone entlang der Hardtstraße soll aus gestalterischen Gründen von Bebauung freigehal-
ten werden, darüber hinaus werden die beiden bestehenden Bäume erhalten. Der wesentliche 
Tel der Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft orien- 
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tieren sich nach Südosten (3.270 m²). Hier soll ein 2 m hoher Lärm- und Sichtschutzwall zum 
angrenzenden Speditionsbetrieb errichtet werden. 
Alle weiteren Aussagen zur Grünordnung sind dem Umweltbericht zu entnehmen. 
 
 
Städtebau  
 
Im Gemeinderat wurde das städtebauliche Konzept, die Anordnung und Orientierung der Ge-
bäude innerhalb des Planungsgebietes intensiv diskutiert. Der grundsätzlich anzustrebenden 
harmonischen Verbindung eines Neubaugebietes mit dem dörflichen Bestand standen in Dot-
tenheim die Überlegungen zu einer möglichst guten Ausnutzung der vorhandenen Flächen 
und damit der möglichst sparsame (und damit auch kostengünstige) Umgang mit den vorhan-
denen Ressourcen gegenüber. 
Alle Versuche, eine Erschließungsform zu finden, die zum Beispiel stärker auf das Gelände 
reagiert, waren mit einem deutlich höheren Erschließungsanteil und ungünstigeren Grund-
stückszuschnitten verbunden. 
 
Der naheliegende Gedanke, die vorgefundenen Hofstrukturen entlang der Hauptstraße zu 
übernehmen, führte zu für die Funktion Wohnen ungeeigneten Baukörpern.  
Schon beim Thema der Umnutzung von ehemaligen Höfen in den Ortsmitten zeigt sich regel-
mäßig, dass nur mit deutlichen Abweichungen von den aktuell gewünschten Wohnformen die 
Nutzung bestehender Bauernhöfe und die Umnutzung von Nebengebäuden (Ställe oder 
Scheunen) möglich ist. 
Als Ergebnis dieser Diskussion wurde am Ende eine Struktur gewählt, die kammartig mehrere 
Wohnstraßen mit abschließenden Wohnhöfen an einer Haupterschließung aufreiht (bei Be-
trachtung von BA I und BA II). Dieses rationale Erschließungskonzept ist damit aber nicht un-
typisch für das Dorf, wenn man zum Beispiel den Vergleich mit einem Straßendorf zieht. Zur 
Auflockerung der sehr regelmäßigen Struktur wurden die Häuser an der Haupterschließungs-
straße leicht gedreht in die Grundstücke gestellt, was mit kleinem Aufwand einen erheblichen 
Effekt erzielen wird. Das gleiche Gestaltungsprinzip wird auch am Ende des zweiten Erschlie-
ßungshofes angewendet.  
Was sich vom gewachsenen Dorf unterscheidet, ist die einseitige Ausrichtung auf die Funktion 
Wohnen in Form von freistehenden Einfamilienhäusern. Von dieser funktionalen Ausrichtung 
konnte jedoch hier nicht abgewichen werden. 
 
 
Grundstücke, Bauräume 
 
Die Grundstückszuschnitte haben sich in den letzten Jahren bei Neubaugebieten auf Größen 
von 500 bis 700 m² für freistehende Einfamilienhäuser eingependelt. In Dottenheim bewegt 
man sich ebenfalls in dieser Größenordnung. Vorgabe war jedoch, dass die Grundstücke am 
Rand des Planungsgebietes ca. 800 m² besitzen sollten. Für einen Grundstücksbesitzer, der 
im Eigentum bleibt, wurden zwei Grundstücke mit knapp 1.000 m² vorgesehen. 
 
Bei den größeren Grundstücken wurden die Bauräume entsprechend vergrößert, insgesamt 
werden für jedes Grundstück individuell angepasste Bauräume vorgesehen, um nicht schab-
lonenhafte Zuschnitte zu erhalten. 
 
 
Schallschutz 
 
Hinsichtlich des Schallschutzes war bereits im Rahmen der 7.Änderung des Flächennut-
zungsplanes im Jahr 2017 dir grundsätzliche Bebaubarkeit zu Wohnzwecken abgeklärt wor-
den. Zum nun vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes wurde vom Ingenieurbüro IBAS, 
Bayreuth eine genauere Betrachtung aller einwirkenden Lärmquellen vorgenommen. Im Er-
gebnis kann festgehalten werden, dass die Einwirkungen aller Verkehrswege sowie des süd-
lich des Planungsgebietes gelegenen Gewerbebetriebes bei einigen Gebäuden Schutzmaß-
nahmen notwendig machen. Um welche Gebäude- bzw. Seiten der Gebäude es sich handelt 
wird in den Karten 3.1 und 3.2 der Anlage aufgezeigt. Die zu ergreifenden Maßnahmen müs-
sen im Bauantrag dargestellt werden. Da der Schutzbedarf die Nachtzeit betrifft, kann sowohl  
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mit der Lage bzw. Ausrichtung der Schlafräume oder mit technischen Maßnahmen bei der Be-
lüftung oder mit vor die Schlafräume vorgeschalteten sekundären Räumen wie verglasten 
Loggien, Wintergärten o.ä. reagiert werden. Die textlichen Festsetzungen, die Hinweise durch 
Text sowie die Ausführungen des Gutachtens in der Anlage sind zu beachten. 

 
 
2.3 Maß der baulichen Nutzung, Gebäude 

 
Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Baugrenze (bzw. Grundfläche), Festsetzung der 
Gebäudehöhe und der maximalen Geschosszahl definiert. Um eine gewisse Flexibilität inner-
halb der Bauräume zu gewährleisten, wurde die Grundfläche (GR) als maximal zulässige 
Grundfläche festgesetzt. Insbesondere bei den Garagen/Nebengebäuden wird den Bauwer-
bern dadurch eine hohe Flexibilität hinsichtlich Größe und Lage gegeben. 
Um einerseits das Konzept der Lage der Baukörper aufrecht zu erhalten, den Bauwerbern 
aber weitere Möglichkeiten der individuellen Gestaltung hinsichtlich Größe und Raumabfolge 
zu geben, wurde die Möglichkeit eröffnet, im Erdgeschossbereich Erweiterungsmöglichkeiten 
vorzusehen. Dies kann sowohl der Wohnraumerweiterung als auch der Unterbringung einer 
Einliegerwohnung dienen. Um die als wesentlich erachtete Vermeidung der gegenseitigen 
Beeinträchtigung durch Verschattung oder eine einengende Bebauung wird bei den Anbauten 
auf die Ausbildung von Obergeschossen verzichtet. 
Um sicher zu stellen, dass die Anwendung des Art. 6 Abs. 8 Bay BO (regelt die Zulässigkeit 
von untergeordneten Bauteilen) nicht zu unerwünschten Verschattungen und starken Gebäu-
devor- und rücksprüngen führt, wurden die zulässigen Vorbauten auf Balkone sowie einge-
schossige Wintergärten auf eine Gesamttiefe von maximal 1,5 m beschränkt.  
 
 
Wohngebäude 
 
Alle Wohngebäude werden als zweigeschossige Gebäude vorgeschlagen. Dabei wird die ma-
ximale Firsthöhe von Gebäuden mit Satteldach auf 8,0 m Höhe beschränkt, die maximale 
Wandhöhe auf 6,0 m. Bei Gebäuden mit Flachdach ist eine maximale Wandhöhe von 7,0 m 
zulässig, was eine Geschossdecke in 6 m Höhe ermöglicht und darüber die Ausbildung einer 
Attika, die ein ausreichendes Gefälle des Dachs zulässt.  
Bezugspunkt sowohl für die Ermittlung der Wandhöhe als auch der Firsthöhe ist die Oberkan-
te des Fertigfußbodens des Erdgeschosses (OK FFB EG). Ziel ist die Höhenentwicklung der 
Gebäude mit Rücksicht auf die Nachbarbebauung zu begrenzen, und zwar in der absoluten 
Höhe. Wie im vorherigen Absatz bereits dargestellt, wurden Bereiche festgesetzt, in denen 
eingeschossige  
Der Bebauungsplan setzt fest, dass das der Bezugspunkt der maximalen First- und Wandhö-
he – die Oberkante des EG Fußbodens – maximal 15 cm über dem gemittelten natürlichen 
Gelände liegen darf. Relevant ist am Ende die tatsächliche Höhe über dem Gelände, gemes-
sen in Gebäudemitte auf das natürliche Gelände oder das heranzuziehende Straßenniveau. 
Spielraum für den Bauwerber besteht insofern, als die 7 m Wandhöhe oder 8 m Firsthöhe von 
mittleren Raum- und Konstruktionshöhen ausgehen.  
Bei aller Variabilität in der Gestaltung der Raumhöhen und Dachformen soll keinesfalls die 
maximale First- oder Wandhöhe eine absolute Höhe von 7,2 m bzw. 8,2m übersteigen. 
Die Beschränkung des Gestaltungsspielraumes des einzelnen Bauwerbers, dient der gegen-
seitigen Rücksichtnahme und damit allen. 
 
 
Topographie 
 
Besonderer Wert wird darauf gelegt, dass Bauwerber das vorgefundene Gelände akzeptieren 
und nicht durch unnötige Stützmauern u.ä. eine maximale Überformung (Einebnung) verfol-
gen. Selbstverständlich soll die Möglichkeit für einen Sitzplatz im Freien ermöglicht werden, 
und Stützmauern in der zulässigen Höhe eine sinnvolle Nutzung der Grundstücke ermögli-
chen. Terrassen o.ä. müssen aber z.B. bei steilem Gelände in Form einer Aufständerung er-
folgen, unabhängig vom Verlauf des Geländes. 
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Garagen/Nebengebäude 
 
Bei allen Garagen und Nebengebäuden wurde versucht, eine für die zukünftigen Gebäude 
möglichst variable Zuordnung zu ermöglichen. Es wird ein Korridor ausgewiesen innerhalb 
dessen sich der Bauwerber die Lage im Wesentlichen frei wählen kann (siehe auch Ein-
schränkungen unter 1.5 der Festsetzungen), je nachdem, wie der Grundriss des Wohnhauses 
organisiert ist und welche Prioritäten gesetzt werden. Insbesondere die Frage, ob ein über-
dachter Zugang zur Garage möglich ist, oder ein Müllraum, ob ein überdachter Freisitz, der 
von der Gartenseite aus genutzt werden soll oder ein Schuppen für Gartengeräte: alles kann 
in das Nebengebäude integriert werden und schirmt das Grundstück vom Straßenraum ab. 
Um eine übertriebene Ausdehnung der Nebengebäude zu vermeiden ist die Grundfläche des 
Garagen/Nebengebäudes größtenteils auf 60 m² beschränkt.  
Garagen und Nebengebäude bilden insbesondere bei den östlich der Erschließungsstraße ge-
legenen Grundstücken ein wesentliches raumbildendes Gestaltungselement. Zusammen mit 
dem ebenfalls innerhalb der variablen Nebengebäudezone vorgesehenen Hausbaum soll ein 
Straßenraum entstehen, der vom Wechsel von Nebengebäuden, Hausbäumen und giebel-
ständigen Wohnhäusern geprägt ist.  
 
 
Dachform 
 
Die Wahl der Dachform ist dem Bauwerber grundsätzlich freigestellt, geeignet sind jedoch 
Satteldächer mit Ausrichtung des Firstes über die lange Seite oder Flachdächer. Die zu Grun-
de zu legenden Wohnflächen von rund 150 bis 200 m² je Einfamilienhaus und die damit not-
wendige Zweigeschossigkeit führen fast zwangsläufig zu Baukörpern, die nur wenig Dachnei-
gung erhalten können. Eine „fränkische Bauweise“ mit steilem Dach ist mit einem eingeschos-
sigen Baukörper und ausgebautem Dach grundsätzlich ebenfalls möglich, durch die strikte 
nachbarschützende Begrenzung der First- und Wandhöhe der Gebäude ist dies jedoch unter 
Umständen mit einer geringeren Wohnfläche verbunden.  
 
Im Rahmen der Diskussion um Energiesparhäuser und energetisch optimierte Siedlungsge-
biete zeigt sich immer deutlicher, dass aktive und passive Solareinträge nur mit flachen oder 
sehr flach geneigten Dächern möglich sind.  
 
Aus Sicht der Verfasser wird es trotz freier Wahl der Dachform nicht möglich sein, ein Pult-
dach auszubilden, dies aber aus gutem Grund: die für den Nachbarn relevante Nord- oder 
Ostseite würde mindestens eine Höhe von 8 m aufweisen, was die zulässige Wandhöhe von 7 
m des Flachdachs überschreitet. Damit zeigt sich, dass das Pultdach zwar gute energetische 
Erträge erwirtschaften kann, dies aber mit der Verschattung des Nachbargrundstücks erkauft. 
Innerhalb der vorgegebenen Höhen bleibt es ansonsten bei der Freiheit der Dachform. 
 
 

2.4 Verkehr 
 
Fahrverkehr, Garagen  
 
Im vorliegenden Planungsgebiet setzt die Gemeinde Dietersheim aus Gründen des sparsa-
men Umgangs mit der Fläche auf Wohnstraßen ohne Gehwege. Lediglich die Haupterschlie-
ßungsstraße wird mit einem Gehweg ausgestattet. 
In den Wohnstraßen wird eine Straßenbreite von 6 m vorgesehen, bei der parkende oder hal-
tends Fahrzeuge den Verkehr nicht behindern. Die Fahrbahnbreite von 6 m ist auch deshalb 
notwendig, um vor den Garagen, die mit 1 m Abstand zu Straße stehen dürfen noch einen 
ausreichenden Einparkradius zu erhalten.  
Grundsätzlich soll die Zufahrt der Garagen parallel zur Straße erfolgen. Es ist geplant, dass 
sich Einfahrtsbereiche vor den Garagen ergeben, von denen auch der Zugang zum Wohn-
haus erfolgt. Der zu pflanzende „Hausbaum“ kann diese Vorfläche vom Garten des Grund-
stücks abschirmen.  
Dem Bauwerber soll aber auch die Möglichkeit bleiben, direkt von der Straße in die Garage zu 
fahren. Garagentore müssen dann selbstöffnend ausgestattet sein, um keine Behinderung 
darzustellen.  
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Ziel der Planung ist eine hohe räumliche Qualität der öffentlichen Flächen, die den Rahmen 
für qualitätsvolles Wohnen bietet.  
2 Wendehammer werden als Plätze ausgebildet um die sich Wohnhäuser gruppieren. Bei bei-
den Wendeanlagen ist ein zentraler Baum in die Mitte des Platzes vorgesehen. 
 
Ruhender Verkehr 
 
Wie bereits erläutert, soll die 6 m breite Wohnstraße auch dem Parken dienen. Hier wird eine 
gewisse Umsicht und Rücksichtnahme der Nutzer notwendig sein, da die Einfahrten in die 
Grundstücke freizuhalten sind und auch die Einfahrt auf der gegenüberliegenden Straßenseite 
ungehindert benutzbar bleiben muss.  
 
Fußwege 
 
Ein wesentliches Ziel der Planung war eine gut funktionierende, zweckmäßige Fußwegverbin-
dung der Wohngruppen untereinander sowie die Verbindung mit dem Naturraum. Selbstver-
ständlich wird die Fußwegeverbindung auch zu den weiteren Bauabschnitten angelegt. 
 
Die Verbindung des zweiten Wohnhofes mit dem bestehenden Feldweg im Süden (Fl.Nr. 357) 
kann bei Störungen der Haupterschließungsstraße auch als Notzufahrt verwendet werden. 

 
 
2.5 Flächenzusammenstellung 
 

Flächen Summe Gesamtsumme    % 

    

Nettobauland  16.944 m² 66,04 

Haupterschließungsstraße ( 1.031 m²   

Wohnstraßen, Wendehämmer 1.854 m²   

Fußwege  650 m²   

Öffentliche Grünflächen 717 m²   

Flächen zur Pflege von Natur u.Lands. 4.359 m²   

CEF Maßnahme Feldlerche 103 m²   

    

Verkehrs- / Gemeinschaftsflächen ² 8.714 m² 33,96 

    

Gesamtfläche  ( Bruttobauland ) ² 25.658 m² 100,00 

 
 
 
3. Begründung der grünordnerischen Maßnahmen 

 

3.1 Rechtliche Grundlagen 
 

Bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen sind die Belange des Umweltschutzes, 

einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen (§§ 1 Abs. 6 

Nr.7 und 1a  Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634). 

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-haushalts in seinen in § 1 

Abs. 6 Nr. 7 bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzge-

setz), sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen.  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzu-

führen. Die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens sind 

gemäß der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB in einem Umweltbericht zu beschrei-

ben und zu bewerten. Der Umweltbericht ist als gesonderter Teil des Bauleitplanes der Be-

gründung beigefügt. 

Inhaltliche Festsetzungen des Bebauungsplanes erfolgen nach § 9 BauGB.  
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3.2 Planerische Vorgaben 

Siehe Umweltbericht zur Begründung des Bebauungsplanes.  

3.3 Regelverfahren der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung 

Eine Beschreibung und Bewertung des Planvorhabens mit den zu erwartenden Umweltaus-

wirkungen auf die Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB enthält der Umweltbericht. Der 

Bericht folgt noch. 

Im Folgenden wird die Bewertung sowie die Berechnung des zu leistenden Ausgleiches, in 

Anlehnung an den Leitfaden `Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft` (BAYER. 

STAATSMINISTERIUM F. LANDESENTWICKLUNG UND UMWELTFRAGEN 2003) vorgenommen. Die Flä-

chen werden im Plan Nr. 1 „Bestand / Bewertung“ dargestellt. 

 

3.4 Erfassen und Bewerten von Natur und Landschaft 

Bestandserfassung Fläche Bewertung 

Bauabschnitt    

teilversiegelte Fläche (Weg, Lagerfläche) 1.010m² Kategorie I Unterer Wert 

Ackerfläche, landwirtschaftliche Nutzfläche 

12.054m²+ 12.928m²=  

24.982m² Kategorie I Oberer Wert 

Linden (StU >80cm), bleiben erhalten 2 Stück Kategorie II Oberer Wert 

Gesamtfläche 25.992m²  
 

 
Matrix nach Leitfaden ”Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft”,  
Bayr. Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen, 2. Auflage 2003 

 

Des Weiteren ist dem Vorkommen von geschützten Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

und dem Art.1 der Vogelschutzrichtlinie Rechnung zu tragen. Hierfür wurde Herr Dipl. Biologe 

Heinrich Beigel mit der Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) 

beauftragt. Die Untersuchung des Plangebietes hinsichtlich der Fledermäuse wurde von Dipl. 

Biologe Reusch durchgeführt.  

Insgesamt konnten 31 Vogelarten nachgewiesen werden, die das Plangebiet als Nahrungsha-

bitat oder Bruthabitat nutzen. Durch die Planung gehen drei Brutreviere der Feldlerche und ein 

Brutrevier der Wiesenschafstelze verloren. Eine Betroffenheit von gebüsch- und höhlenbrü-

tende Vogelarten ist nur im Bereich der beiden vorhandenen Linden zu erwarten, sollten diese 

entfernt oder Schnittmaßnahmen innerhalb der Vogelschutzzeit durchgeführt werden. 

Nach Anhang IV der FFH- Richtlinie geschützte Pflanzenarten wurden nicht nachgewiesen.  

Das Plangebiet wird von Fledermäusen als Nahrungshabitat genutzt, Wochenstuben oder 

Sommerquartiere wurden auf der Fläche nicht vorgefunden. Weitere prüfungsrelevante Säu-

getierarten fehlen ebenfalls bzw. finden auf der Fläche keine geeigneten Habitatstrukturen. 

Dies gilt auch für die Tiergruppe der Amphibien, Insekten (Falter, Käfer), Fische und Mu-

scheln.  

Die Böschungen entlang der Hardtstraße sowie entlang des Wirtschaftsweges im Norden des 

Plangebietes sind als potentieller Lebensraum für die Zauneidechse einzustufen. Ein Nach-

weis der Tiere gelang jedoch nicht.  

Als Ergebnis der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung sind daher Maßnahmen erforder-

lich, um das Eintreten von Verbotstatbeständen nach §44 BNatSchG zu verhindern. 
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3.5 Einstufung der Eingriffsschwere 

Die in nachfolgender Tabelle aufgeführten Flächen werden im Plan Nr. 2 „Eingriffsschwere“ 

dargestellt. 

Geltungsbereich auf Fl.nr. 369, 370, 371, 372 und 373 Gmkg. Dottenheim 

Wertigkeit der Fläche für Natur und Land-
schaft 

Einstufung der Eingriffsschwere: 

Typ B – niedriger bis mittlerer Versiege-
lungs- bzw. Nutzungsgrad 
Festgesetzte GRZ < 0,35 oder entsprechende Eingriffs-
schwere 

Bauabschnitt I  

Kategorie I, unterer Wert  
Gebiete geringer Bedeutung 

teilversiegelte Fläche (Wirtschaftsweg)  

734+123+153m²= 1.010m² 

1.010* 0,2= 202m² 

Kategorie I, oberer Wert  
Gebiete geringer Bedeutung 

intensiv Ackerfläche 

10.915+9.247m²= 20.162m² 

20.162* 0,3= 6.049m² 

Zwischensumme Bauabschnitt I 6.251m² 

Kategorie I, unterer Wert  
Gebiete geringer Bedeutung 

ohne Eingriff, Fläche erfährt durch grünordne-
rische Maßnahmen Aufwertung 

1.037+2.231+1.197= 4.465m² 

4.465m²* 0,0= 0,0m² 

Ausgleichsbedarf gesamt 6.251m² 

 

Matrix nach Leitfaden”Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft”,  
Bayr. Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen, 2. Auflage 2003 

 

Durch die Bebauung der Fläche gehen Bruthabitate von Bodenbrütern (3 Reviere der Feldler-

che, 1 Revier der Wiesenschafstelze) verloren. Zur Sicherstellung der kontinuierlichen Funkti-

onalität des Lebensraumes, ist daher eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (sogenannte 

„CEF- Maßnahme“) erforderlich. Mit Ausnahme der Linden kommen im Plangebiet aufgrund 

der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung keine Gehölze vor. Die Linden bleiben erhalten. 

Ein großflächiger Verlust von Bruthabitaten für Gebüsch- und Höhlenbrütende Vögel tritt daher 

nicht ein.  

Im Bereich der Böschungen entlang der Hardtstraße werden keine Beeinträchtigungen des 

potentiellen Lebensraums der Zauneidechse gesehen. Zudem grenzen dort künftig lockere 

Gehölzpflanzungen und extensiv genutzten Wiesenflächen an, die ausreichenden Lebens-

raum und Ausweichmöglichkeiten bieten können Im Bereich des vorhandenen Weges (nördli-

cher Teil des Plangebietes) ist eine Bauzeitenbeschränkung (V4 Durchführung der Arbeiten 

nur ab Ende März bis Anfang Mai bzw. Mitte August bis Ende September) erforderlich, um ein 

Eintreten von Verbotstatbeständen nach §44 BNatSchG zu vermeiden.  
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Eingriff Maßnahmen 

Vermeidungsmaßnahme CEF- Maßnahme 

CEF 1: 

Verlust von Brutflächen für Bodenbrü-
ter bzw. versehentliche Tötung von 
Individuen bzw. Gelegen während der 
Bauarbeiten  

Feldlerche (3 Brutpaar) 

Wiesenschafstelze (1 Brutpaar) 

- V1: Baufeldräumung außerhalb 
der Vogelschutzzeit d.h. zwi-
schen Oktober und Februar 

 

pro Brutpaar 1.000,0m² 
Blühstreifen 

4.000,0m² x 1,0 = 
4.000,0m² 

(saP, Seite 7) 

CEF 2: 

Verlust von potentiell geeigneten Habi-
tatflächen der Zauneidechse bzw. 
versehentliche Tötung von Individuen 
bzw. Eier der Zauneidechse während 
der Bauarbeiten 

- V4: Baufeldräumung im Bereich 
der potentiellen Habitatflächen 
nur zwischen Anfang März bis 
Ende Mai bzw. Mitte August bis 
Ende September, da die Zau-
neidechsen in diesem Zeitraum 
noch mobil sind. 

Anlegen einer oder meh-
rerer „Reptilienburgen“, 
die der Aufnahme der 
abgesammelten Tiere 
dienen (saP, Seite 7). 
Keine Flächenangabe. 

Ausgleichsbedarf gesamt 
(Artenschutz)  

- -  4.000,0m² 

 

3.6 Eingriffsvermeidung 

Eine vollständige Vermeidung des Eingriffes kann planungsbedingt nicht stattfinden. Das 

Wohngebiet ist Teil der städtebaulichen Entwicklung und wird in der vorgelegten Form und 

Bauweise realisiert. In Teilen können die Beeinträchtigungen des Eingriffs vermieden bzw. mi-

nimiert werden.  

Schutzgut Boden, Wasser, Landschaftsbild /Erholung und Mensch / Erholung 

- Durchführung von planinternen Ausgleichsmaßnahmen (lockere Gehölzpflanzungen auf ex-

tensiv genutzten Wiesen) d.h. im Vergleich zur Bestandssituation (Acker) kommt es in diesem 

Bereich zu keinem Eingriff im naturschutzfachlichen Sinn. 

- als passiver Lärmschutz bzgl. des Verkehrslärms wird empfohlen, schall-empfindliche Räu-

me (Schlafzimmer) auf der schallabgewandten Seite der Gebäude anzuordnen. 

- bzgl. des Gewerbelärmes dürfen an den Bereichen, die mit einer Zick-Zack Linie dargestellt 

sind keine Schlafräume vorgesehen werden Abweichungen davon sind möglich (BPL 

BEGRÜNDUNG, S. 6).   

Schutzgut Arten und Biotope 

- V1 Baufeldräumung außerhalb der Vogelschutzzeit (d.h. zw. Oktober u. Februar) 

- V2 und V3: Nicht erforderlich, wenn V1 festgesetzt ist. 

- V4 (bei Bedarf, wenn V5 nicht durchgeführt wird) 

- V5 bei einer Baufeldräumung außerhalb der günstigen Zeiträume sind möglicherweise Gele-

ge oder überwinternde Eidechsen betroffen. Um das Eintreten eines Verbotstatbestandes 

zu vermeiden, ist folgende Vorgehensweise notwendig: die betreffenden Bereiche sind 

kurzrasig zu halten (Mähen, Mulchen). Gehäufte Vorkommen von Mäuselöchern („Mäu-

seburgen“) werden markiert. Bei Bodenarbeiten im Rahmen der Baufeldräumung wird 

hier die oberste Bodenschicht (ca. 10cm) im Kriechgang flach abgezogen. Von einer ge-

eigneten Fachkraft können die Eidechsen gefangen werden.  

- V6 Zügige Durchführung der Bodenarbeiten, um die Entstehung von temporären Habitatflä-

chen für die Zauneidechse und deren Besiedelung zu vermeiden. 
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- V7 Gehölzschnitt außerhalb der Brutzeit von Vögeln (d.h. zwischen Oktober und Februar) 

Diese Vermeidungsmaßnahme wird hier nicht genutzt, da keine Gehölze auf der Bauflä-

che vorhanden sind. 

 

3.7 Eingriffsverminderung 

Schutzgut Boden und Wasser 

- Verwendung sickerfähiger Beläge auf untergeordneten Flächen 

- Oberflächenwasserrückhalt auf Privatgrundstücken mittels Zisternen bzw. Versickerungs-

mulden. 

Schutzgut Landschaftsbild / Erholung, Mensch / Erholung 

- geplante Maßnahmen zu Eingrünung (= planinterne Ausgleichsflächen) reduzieren die 

Fernwirksamkeit der Gebäude und verbessern die Einbindung ins Landschaftsbild 

- Anordnung von lärmempfindlichen Räumen (z.B. Schlafräume) auf der schallabgewandeten 

Seite 

Schutzgut Arten / Lebensräume 

- geplante Maßnahmen zu Eingrünung (= planinterne Ausgleichsflächen) erhöhen die Struk-

turvielfalt und schaffen neue bzw. zusätzliche Habitatstrukturen für Vögel, Kleinsäuger, Insek-

ten und Reptilien 

 

3.8 Begründung der Kompensationsfaktoren 

Kategorie I (mögliche Kompensationsfaktoren 0,2 - 0,5) 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich überwiegend intensiv genutzte landwirtschaftliche 

Ackerflächen sowie teilversiegelte Flächen. Mit Ausnahme der vorhandenen Linden, gibt es 

keine Strukturelemente. Es handelt sich folglich insgesamt um eine Fläche mit geringer Be-

deutung für Natur und Landschaft.  

Die Ausweisung eines Wohngebietes führt durch den vollständigen Verlust sämtlicher Boden-

funktionen zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden. In der Folge kommt 

es auch zu Veränderung im Oberflächenwasserabfluss bzw. der Grundwasserneubildung, die 

das Schutzgut Wasser erheblich beeinträchtigen. Für das Schutzgut Klima / Luft wird keine 

Beeinträchtigung gesehen, da zwar einen Kaltluftentstehungsfläche verloren geht, im näheren 

Umfeld aber weitere derartige Fläche vorhanden sind. Durch die geplanten Gebäude kommt 

es zu einer Überprägung der Landschaft, die umwelterheblich das Landschaftsbild beeinträch-

tigt.  

Trotz der geringen Wertigkeit führt die geplante Bebauung einer Ackerfläche zum Verlust von 

Habitatflächen für Kleinsäuger, Insekten, Reptilien und Vögeln (insb. nach Vogelschutzrichtli-

nie geschützten Arten wie Feldlerche und Wiesenschafstelze).  

Vorgenannten Eingriffe können in Teilen, wie im vorrangehenden Kapitel beschrieben, ver-

mieden bzw. vermindert werden. Daher wird der Kompensationsfaktor von 0,5 auf 0,3 redu-

ziert. 

Der Verlust an Brut- und Nahrungshabitat der Feldlerche wird über die artenschutzrechtlichen 

Ausgleichsmaßnahmen kompensiert und führt daher an dieser Stelle nicht zu einem höheren 

Kompensationsfaktor. 

Höher einzustufen sind die vorhandenen Linden im Bereich der Hardtstraße (mittlere Bedeu-

tung für Natur und Landschaft). Da sie allerdings erhalten bleiben und die geplante Eingrü-

nung integriert werden, kommt es hierfür zu keinem Ausgleichsbedarf. 
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3.9 Ausgleichsbilanzierung 

Eine Kompensation des zu erwartenden Eingriffes innerhalb des Plangebietes ist aufgrund 

des baulichen Entwurfes nur in Teilen möglich.  

Die erforderliche CEF- Maßnahme für Bodenbrüter (verlorengehenden Lerchen- und Wiesen-

schafstelzenlebensräume), die aufgrund der Ansprüche der Arten nur in offenen Agrarfluren 

ohne hohe Strukturen durchgeführt werden kann wird auf Fl.nr. 2177 Gemarkung Altheim im 

Aischtal durchgeführt. 

Kompensation Vegetationstyp Ausgleichs- 
fläche (m²) 

Kategorie Aufwertungsfaktor 

Naturschutzfachl. Ausgleichsfläche (Maßnahmen entlang der östlichen und südlichen Seite) 

Ausgangszu-
stand 
Fläche A 1 

Ackerfläche 
(Liste 1a gem. Leitfaden) 

1.141m² I, oben 1,0  

Wertstufe 

Entwicklungsziel Entwicklung einer arten-
reichen Magerwiese auf 
vorwiegend trockenem 
Standort, Verbesserung 
der Strukturvielfalt durch 
Anpflanzung von Obst-
bäumen und kleineren 
Heckenriegeln.  

1.141m² II, oben1  

Ausgangszu-
stand 
Fläche A 2 

Ackerfläche 
(Liste 1a gem. Leitfaden) 

3.283m² I, oben 1,5  

Wertstufen 

Entwicklungsziel Entwicklung einer arten-
reichen Magerwiese auf 
vorwiegend trockenem 
Standort, Verbesserung 
der Strukturvielfalt durch 
Anpflanzung von Obst-
bäumen und kleineren 
Hecken riegeln.  

4.925m² 

 

III, unten  

Ausgleichsbedarf gem. Punkt 3.2 6.251m²  

Rechnerischer Fehlbedarf -185m²  

 

Rechnerischer Fehlbedarf 

Gemäß der Berechnung entsteht ein rechnerischer Fehlbedarf an Ausgleichsfläche von ca. 

185m². Dieser Fehlbedarf wird aufgewogen durch die Durchführung der CEF- Maßnahme 1. 

Gemäß dem Prinzip der Multifunktionalität von Kompensationsmaßnahmen gehen Maßnah-

men einer naturschutzfachlichen Aufwertung, die aufgrund anderer Rechtsvorschriften er-

bracht werden in die Bilanzierung ein (vgl. StMUV, naturschutzrechtliche Kompensation in 

Bayern, Seite 10 und 11, 1. Auflage 2015). In diesem Fall die o.g. CEF- Maßnahmen für Ler-

che und Wiesenschafstelze mit 4.000m²).  

 
Begründung der Aufwertungsfaktoren 

Fläche A 1: bei dieser Teilfläche wird eine Aufwertung um den Faktor 1,0 angenommen. Ge-

mäß Leitfaden wäre bei dem beabsichtigten Entwicklungsziel einer mit Obstbäumen und He-

ckenriegeln durch setzten Magerwiese eine Aufwertung von Kategorie I oben auf III unten 

möglich. Die Kleinflächigkeit und die Begrenzung durch die Bebauung auf der Westseite und  

der Straße auf der Ostseite werden als mögliche Störungen und Beeinträchtigungen angese-

hen, die das Erreichen einer solchen Kategorie nicht ermöglichen. 

Fläche A 2: Fläche A 2 wird mit dem Faktor 1,5 von Kategorie I oben auf III unten aufgewer-

tet. Hier werden keine wesentlichen Beeinträchtigungen erkannt, die das Entwicklungsziel ei-
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ner mit Obstbäumen und Heckenriegeln durchsetzten Magerwiese behindern könnten. Durch 

die Verhinderung (s. Festsetzung zu Zäunen) direkter Zugänge von privaten Flächen aus ent-

steht ein zusätzlicher Schutz der Ausgleichsfläche. 

 

Kompensation Vegetationstyp Ausgleichs- 

fläche (m²) 

Kategorie Aufwertungs
faktor 

CEF- Maßnahme 1: Fl.nr. 2177 Gemarkung Altheim 

Ausgangszustand Ackerfläche  
(Liste 1a gem. Leitfaden) 

4.000m² I, oben  

Ziel Entwicklung von mehrjährigen Blüh-
streifen mit Eignung als Ersatzhabi-
tat für Bodenbrüter (Breite der ein-
zelnen Streifen 10m, Fläche 1.000,0 
m²). 

4.000m²  II oben 1,0 

 Die Maßnahmengestaltung zielt auf 
eine multifunktionale Nutzung der 
Ausgleichsfläche aus. Sie soll zu-
gleich auch den Anforderung des 
Artenschutzes gerecht werden. 

   

CEF- Maßnahme 2: Auf dem Baufeld, südliche Begrenzung auf Fl.nr. 369 und 370 

Ausgangszustand Ackerfläche  
(Liste 1a gem. Leitfaden) 

100m² I, oben  

Ziel Anlegen von einer oder mehreren 
Reptilienburgen zur Aufnahme der 
abgesammelten Tiere. Auf einer 
Ausweichfläche in der Nähe sollen 
ein Haufen aus lockerem Substrat 
und aus steinigem Material und ein 
Totholz- Stapel als künstlicher Ei-
dechsenlebensraum dienen. 

100m²  II oben 1,0 

 Die Maßnahmengestaltung zielt auf 
eine multifunktionale Nutzung der 
Ausgleichsfläche aus. Sie soll zu-
gleich auch den Anforderung des 
Artenschutzes gerecht werden. 

   

     

Ausgleichsbilanz Ausgleichsbedarf (A) Maßnahmen 
(M) 

 Differenz aus 
B-M 

Gesamt 4.100m² 4.100m²  + 0,0m² 

Das Ausgleichskonzept setzt auf einen multifunktionalen Ansatz. Die erforderlichen Aus-

gleichsflächen für die CEF- Maßnahmen stellen eine Extensivierung bisher intensiv genutzter 

Flächen dar und können so dem Ausgleich der Eingriffe in die Schutzgüter Boden, Wasser 

sowie Arten u. Lebensräume dienen. Durch dieses Vorgehen ist es möglich, dass der erste 

Bauabschnitt nach Durchführung der CEF- Maßnahmen vollständig ausgeglichen ist.  

Für die potentiell vorkommende Zauneidechse sind die geplanten Vermeidungs- und Vermin-

derungsmaßnahmen sowie eine CEF- Maßnahme ausreichend, um ein Eintreten von Verbots-

tatbeständen gemäß §44 BNatSchG zu verhindern (siehe hierzu Pkt. 3.2). 

Um die kontinuierliche ökologische Funktionalität des Bruthabitats von Feldlerche und Wie-

senschafstelze zu sichern, sind je vier Blühstreifen mit 1.000,0m² Fläche anzulegen. Zur Be-

rücksichtigung agrarstruktureller Belange, wird eine multifunktionale Nutzung der Ausgleichs-

fläche angestrebt, d.h. die erforderliche Artenschutzmaßnahme dient zugleich dem Ausgleich 

der erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Arten / Lebensräume, Boden und Was-

ser. Sie ist daher bereits in der vorhergehenden zur Bilanzierung der Ausgleichsmaßnahmen 

enthalten. Die Maßnahme findet auf Fl.nr. 2177, Gmkg. Altheim statt. 
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3.10 Konzept und Maßnahmen zur Grünordnung und Freiflächengestaltung 
 

Eingrünung und Durchgrünung des Baugebietes 

Für das Wohngebiet ist ein grüner Ortsrand zu entwickeln, um die die Einbindung der Gebäu-

de in die Landschaft zu verbessern. Der Grünstreifen fasst das Plangebiet an drei Seiten ein 

und hat wechselnde Breiten von 5- 20m. Um eine übermäßige Beschattung des Wohngebie-

tes zu vermeiden, wird auf eine massive Bepflanzung verzichtet und daher extensive Wiesen-

fläche und lockere Heckenpflanzungen mit punktuellen Einzelbäumen festgesetzt. Entlang der 

außerhalb gelegenen Straßenböschungen der Hardtstraße ist ein Sukzessionsstreifen vorge-

sehen, der als eine Erweiterung des potentiellen Lebensraumes der Zauneidechse sowie als 

Puffer zu den geplanten Bauflächen fungieren soll.  

Entlang der Erschließungsstraße sind, ergänzend zu den Bestandsbäumen (Linden), weitere 

Einzelbäume vorgesehen, die zur Durchgrünung des Baugebietes dienen.  

 

Maßnahmen des speziellen Artenschutzes 

Um die dauerhaft verlorengehenden Brut- und Nahrungshabitat für Feldlerche und Wiesen-

schafstelze zu ersetzen, ist eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) erfor-

derlich. Hierzu werden insgesamt vier Blühstreifen à 1.000m² mit einer mehrjährigen Saatgut-

mischung angelegt. Um die Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleisten, muss diese 

bereits vor Eintreten des Eingriffes (= Baufeldfreimachung) abgeschlossen sein. Die 

Maßnahme findet auf Fl.nr. 2177, Gmkg. Altheim statt.  

Eingriffe in Lebensraum von Gebüsch- Höhlenbrütern lassen sich durch den Erhalt der vor-

handenen Linden sowie die Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben zum Gehölzschnitt 

(V7) vermeiden. Weitere Maßnahmen sind für diese Tiergruppe nicht notwendig. 

Bezüglich der potentiellen Betroffenheit der Zauneidechse setzt das Konzept auf Vermeidung 

von Eingriffen, wodurch eine kleine CEF- Maßnahme erforderlich ist. 

Durch den Erhalt der Böschungen entlang der Hardtstraße wird in diesem Bereich der Eingriff 

in den potentiellen Lebensraum der Zauneidechse vermieden. Für den nördlichen gelegenen 

Bestandsweg ist eine Bauzeitenbeschränkungen erforderlich (V4). Mit der geplanten Eingrü-

nung entstehen einen Sukzessionsstreifen und extensiv genutzte Wiesenflächen, die einen 

weiteren Puffer zwischen den Böschungen an der Hardtstraße und der geplanten Bebauung 

bilden. 

Private Grundstücke und deren Außenanlagen 

Die Regelung der überbaubaren Flächen erfolgt über die städtebaulichen Festsetzungen. Die 

Begrünung der nicht bebauten Bereiche erfolgt in der Regel im Zuge der Bebauung. Aufgrund 

wachsenden Umweltbewusstseins baut das Konzept darauf, dass die Außenanlagen entspre-

chend begrünt und gestaltet werden. Um eine ausreichende Begrünung sicherzustellen, ist 

pro Grundstücksfläche ein Hochstamm zu pflanzen.  

Auf den untergeordneten Flächen (z.B. Stellplätze) sind versickerungsfähige Beläge zu ver-

wenden. Flachdächer von untergeordneten Gebäuden (Carports, Garagen) sind zu begrünen. 

 
4. Grundbesitz 

 
Nicht alle Grundstücke sind im Besitz der Gemeinde Dietersheim. Es wird ein Umlegungsver-
fahren erfolgen. 
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